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in dem Rechtsstreit„
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Verkündet am Kläger und_Révisionskläger,6v„d(
12- Dezember 1968

Prozeßbevollmä9htigte: ....Q..._
........

n..;.;..y;.t..{..
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8 e 8 e n

. ......... . ............... .. ‚‚‚‚‚‚ _‚_ ‚ _______ ‚ _______ ,

Bekl&gte und Revisi6nsbeklagte.
_

' Der 12. Senat des Bundessozia18erichts hat auf die
“mündliche Vérhandlung vom iQ, Dezember 1968 durch

Senatspräsident ';_' R a a c k ‚_ _
' - ‚ „ —‚4 ‘ “.“ Vorsitzender —‚ _‚„_ „
Bundesrichter > ‘ S 7ch mi d t h a 1 s "und‘
Bundesrichter

_
5 ‚Db‚_ F-r 1 e d e r 1

ein
s ,

\

Bundessozialrichter Dr, 5 c h u p p „ ‚' „ -und

Bundessozialrichter H a u s e n

—füf Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Sozial». .
. . .

’ ‘

gerichts Lübeck vom 10- Marz 1964 wird zurückgewiesen. ;”

nicht zu erstatten. ‘ * *
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Der‘Kläger begehrt für die Zeit seiner stationären Heil— „.f■7-

behandlung vom 18. Februar 1963 bis zum 18. März 1963'
'anstélle des in Höhe seiner Rente wegen Berufsunfähigkeit

(BU) festgesetzten Übergangsgeldes ein gemäß 5 1241 Abs.2
Satz 2 der Reichsversicheruhgsordnung (RVG) nach seinem

.mfletzten Arbeitsentgelt berechnetes höheres Übergangsgeld.

Zu entscheiden ist, ob Empfänger von Rente im Sinne des

5 1256 Abs. 2 RVO zu den "Versicherten" im Sinne des

5 1241Abs. '2_Satz 2 BVGgehören und ob die ‚Beschlüsse.
der Organe der Beklagten übef'die Festsetzung der Höhe

_des Übergangsgeldes, die gemäß den vom Verband DeutScher'
.,

_
Réntenversicherungsträg€r (VDR) erlassenen "Richtlinien 71“fj5

>>über die Zahlung von Übergangsgeld bei Durchführung von1u f+53£

Maßnahmen der Heilbehandlung und der Beruf$förderung außery_

bei Tuberkulose durch die Träger der Rentenversicherung

..... " vom 18. August 1960 ergangen Sind, mit dem Gesetz
übereinstimmen, soweit sie für die Empfänger von Rente im

„
Sinne des 5 1236 Abs. 2 RVG, die zur Zeit nicht rentenver—viw'"
sichert

sind, das Übergangsgeld in Höhe der ihnen zuste- _'

' henden Rente festsetzen.

’7 Der im Jahre 1907 geborene Kläger erlitt am 31. .Mai 1962
"Beinen Herzinfarkt. Er war bis zu diesem Tage als Kraft—

fahrer bei einer Firma tätig, bei der er schon seit 1937

.“arbeitete. Auf seinen Rentenantrag vom 31. Juli 1962
_bewilligte die Beklagte ihm durch Bescheid vom 27. Novem—. „'

ber 1962 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU) auf‘Zeit imll

Betrage von 316,80 DM monatlich für die Zeit Vom 29. Novém-JJÜ'

ber 1962 bis zum 51. Dezember 1962. Mit einem Weiteren Be-.f3fp

scheid vom 27. November 1962 bewilligte sie ihm im Anschluß
‘

an die bis zum 31._Dezember 1962 gewährte Zeitrente wegen
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_"3'.'

EU eine Rente wegen BU auf Zeit im Betrage von 211,20 DM

monatlich für die_Zeit tom 1. Januar 1963 bis zum
' 31. August 1963. Die gegen die Beschéide erhobene Klage

auf Zahlung von Rente auf unbestimmte Zeit nahm der Klä—

vger zurück." '

.Durch Bescheid vom &. Februar 1963 gewährte die Beklagte_
dem Kläger stationäre Heilbehandlung, die in der Zeit vom
18. Februar bis zum 18. März 1963 durchgeführt wurde. In

dem Bescheid stellte die Beklagte fest, ein Übergangsgeld

könne dem Kläger nicht gezahlt werden, weil seine Versi-

.
chertenrente während der Heilbehandlung weitergezahlt

werde. Der Kläger ist der Auffassung, das ihm zustehende

Übergangegeldhätte gemäß5.1241 Abs. 2 Satz 2 EVOunter
Berücksichtigung seines Arbeitsentgelts festgestellt wer—

den müssen, weil "Versicherter" im Sinne dieser Vorschrift
jeder sei, der einen Anspruch auf Leistüngen aus der Ren-

tenversicherung erworben habe, so daß auch Empfänger von
Renten wegen BU oder EU unter diesen Begriff fielen. Die

" seien insoweitvom VDRerlassenen "Richtlinien
...

gesetzwidrig, als sie Rentenempfängern‚die zur Zeit der

Heilbehandlung nicht rentenversichert seien, kein über

die Rente hinausgehendes Übergangsgeld zubilligten.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen und die

Berufung zugelassen. Es hat entschieden, Rentenempfänger

im Sinne des 5 1236 Abs. 2 EVO gehörten nicht zu den
ÜVersicherten" im Sinne des @ 12A1 Abs. 2 Satz 2 RVO; die

genannten Richtlinien verstießen insoweit nicht gegen das

Gesetz, als sie für nicht freiwillig weiterVersicherte und
für nicht pflicht?ersicherte Rentenempfänger die Mindest-

und Höchstgrenzen des S 1241 Abs. 2 Satz 2 RVO unberück-

sichtigt ließen. ‘Üf 'i” ‘“Hl' "* - "“ '

Gegen das Urteil hat der Kläger Sprungrevisioh eingelegt,

mit der er unrichtige Anwendung des @ 1241 Abs. 2 Satz 2
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|

Üj'RVO-rügt. Er beantragt Sinngemäß, das angefochtene Urteil

{ und den Bescheid der Beklagten vom-4. Februar 1963 auf—

zuhebenund dieSe zu Verurteilen‚ für die Dauer seines
\Heilverfahrens.vom 18. Februar 1963Ybis zum 18. März 1963 “VI

' das ihm zustehende Übergangsgeld gemäß % 1241 Abs. 2

;Satz 2 EVOnach seinem Arbeitsentgelt festzustellen und
'—. ihm zu zahlen, soweit es die gewährte BU—Rente übersteigt(‘

Die Beklagte-beantragt, die ReviSion zurückzuweiSen. Sie

ist der Ansicht, der Begriff des "Versicherten" umfasse
"'in $ 1236 RVO ebenso wie in $ 1244 a RVO nicht die Rent-

, ner. In beiden Vorschriften werde zwischen Versicherten
und Rentnern ausdrücklich unterschieden.

‘ .

"II

Die Revision des Klägers ist nicht begründet.
_

Der Entscheidung des SG ist beizupflichten, daß die Emp-

fänger von Rente im Sinne des 5 1236 Abs.} 2 EVOnicht zu
den Versicherten im Sinne des_% 1241 Abs} 2 Satz 2 EVO“

gehören. ‘ " *"* "*“ „—. ' ' ' ' “ '“

Nach 5 1236 Abs. 1 RVO kann der Träger der Rentenversi—.?;Ä "

cherung der Arbeiter Maßnahmen in dem in 5 1237 Rvo.be—

‘ stimmten Umfange zur Erhaltung, Besserung oder Wieder—'

'-herstellung der Erwerbsfähigkeit gewähren, wenn die Er-
,

werbsfähigkeit eines Versicherten infolge von Krankheit-‘”

oder anderen Gebréchen oder Schwäche seiner körperlichen

oder geistigen Kräfte gefährdet oder gemindert ist und
_ .‚ _

wenn sie voraussichtlich.erhalten; Wesentlich gebessert ".f-"d

oder wiederhergestellt werden kann. DieSe Vorschrift
_

".

gilt gemäß @ 1236 Abs. 2 EVO für Empfänger von Rente

_
wegen BU (@ 1246), wegen EU (% 1247) und für Empfänger

von Hinterbliebenenrente, die wegen BU die erhöhte Rente

nach 5 1268 Abs. 2 Nr. 2 EVO beziehen, entsprechend. Für
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-'5’-

' die Zeit, in der der Träger der Rentenversicherung Maßnah—

men zur Erhaltung, Be$serung oder Wiederherstellung der

Erwerbsfähigkeit durchführt, hat er gemäß @ 12A1 Abs. 1
Satz 1 RVO dem Betreutén ein Übergangsgeld zu gewähren.
‘Die Höhe des Übergangsgeldés wird durch übereinstimmendev

‘
Beschlüsse der_0rgane des Trägers der Rentenversicherung

unter Berücksichtigung der Zahl der von dem Betreuten vor

Beginn der Maßnahmen_überwiegend unterhalténen Familien--

angehörigen festgesetzt (@ 1241 Abs. 2 Satz 1 RVO). Das
Übergangsgeld für Versicherte beträgt

mindestens 50 vom

Hundert und höchstens 80 vom Hundert des Arbeitsentgelts
oder Arbeitseinkommens, das im Durchschnitt der letzten

zwölf mit Beiträgen belegten Monate oder, Wenn dies für

den Betreuten günstiger ist, im Durchschnitt der letzten

sechsunddreißig mit Beiträgen belegten Monate der Bei-

tragsentrichtung zugrunde lag (@ 12A1 Abs. 2 Satz 2 RVO).

Übergangsgeld wird insoweit nicht gewährt, als der Be—

-treute während der Durchführung der Maßnahmen Arbeitsent-

gelt, anderes Erwerbseinkommen oder eine Rente aus der

RentenVersibherung der Arbeiter, der Rentenversicherung

der Angestellten oder der knappschaftlichen Rentenversi-

cherung bezieht (@ 1241 Abs. } EVO). '

Die Organe der Beklagten, Vorstand und Vertreterversamm—
".lung,_haben durch Beschlüsse vom 3. November 1960 bzw.

vom 21. Dezember 1960 die Höhe des Übergangsgeldes gemäß

5 1241 Abs. 2 RVG in der Weise festgesetzt, daß sie die

vom VDR erlassenen "Richtlinien über die Zahlung von Über—

gang3géld bei Durchführung‚von Gesundheitsmaßnahmen der

Heilbehandlung und der Bérufsförderung außer bei Tuberku-

lose durch die Träger der Rentenversicherung .„..." vom
18. August 1960 für die Beklagte mit Wirkung vom 1. Januar

1961 für verbindlich erklärt haben. In diesen Richtlinien

des VDR ist für Rentner im Sinne des 5 1236 Abs. 2 RVO,

die zur Zeit nicht rentenversichert sind, bestimmt, daß

« J
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für Empfänger vbn Renten wegen BU, für Empfängér Von Ren-H

ten wegen EU und für Witwen (Witwer), die wegen BU oder

EUdie erhöhteRentenach5 1268Abs.2 Nr. 2 EVObezie- fj„*"
hen, das Übérgangsgeld in Höhe der ihnen zustehenden.

Rente festgesetzt wird.
\

'} ’

Daß dem Kläger für die Zeit seiner stationären Heilbe—'

handlung vom 18. Februar 1965 bis zum 18. März 1963 gemäß

%12A1Abs. 1 Satz 1 RVOÜbergangsgeldan sich zu gewäh—_
ren ist, stellt die Beklagte nicht in Abrede. Sie ist ’
aber zu Recht der Auffassung, daß der Kläger Zahlung von
Übergangsgeld nicht beanspruchen kann, weil ihm nach den

vorgenannten Beschlüssen als nicht rentenversibhertem "*””’*'

» gemeint ist hier als nicht rentenversicherungspfliehtig

beschäftigtem und in der Rentenversicherung nicht frei—
Awillig versichertem_— Rentner ein Übergangsgeld in Höhe

seiner Rente zusteht, auf das Übergangsgeld gemäß @ 12ü1

Abs. } RVG die Rente anzurechnen ist und Übergangsgeld‚>

und Rente sich gegenseitig aufheben;

Der Senat hat bereits in seinem Urteil vom 12. Dezember

1968 —12 HJ 516/65 —entschieden, daß unter den Begriff"*f*='
"Versicherte" im Sinne des @ 12A1 Abs. 2 Satz 2 nvo nicht
die Empfänger von Rente wegen BU oder wegen EU fallen}:

}Das Gesetz hat es — wie der Senat zur Begründung jener

Entscheidungausgeführthat - in $‚12u1Abs.2 Satz 1 nv0 1j\;
den Organen des Rentenversicherungsträgers übertragen‚

.
die Höhe des Übergangsgeldeserstzusetzen. Es kann daher

nur geprüft werden, ob die Organe'der Beklagten die ge—
setzlichen Grenzen des ihnen eingeräumten Ermessens ein«

gehalten und von dem Ermessen in einer dem Zweck der _

Ermächtigung entsprechenden Weise Gebrauch gemacht haben, [g

wenn sie die Richtlinien des VDR über die Zahlung des

Übergangsgeldes für die Beklagte für verbindlich erk]art p;”‘ ”

und damit das Übergangsgeld für Rentner, die vor Beginn

der Rehabilitationsmaßnahmeh nicht rentenversicherung5r

‘
V".— '7
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; 7 i

pflichtig beschäftigt oder freiwillig versichert sind, in

Höhe der Rente_festgesetzt haben; denn für Empfänger von
Rente im Sinne des 5 1236 Abs. 2 RVO gilt die Vorschrift

des @1241Abs. 2 Satz 2 RVOnicht. ‘

Zwar gehören die Empfänger von
Renten Wegen EU oder wegen

EU naeh dem Recht der seit dem 1. Januar 1957 geltenden

Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetze auch zu den Ver—

‘sicherten'im Sinne der allgemeinen Vorschriften der EVO,

wie schon der Wortlaut des 5 1254 Abs. 2 Satz 1 EVO zeigt
und noch des näheren dargelegt wird. Gleichwohl haben die

Bestimmungen der 55 1236 Abs. 1, 1241 Abs. 2 Satz 2 bis 4

EVO keine Bedeutung für Versicherte, die bereits vor Beginn

der Maßnahmen eine Rente wegen BU oder EU beziehen. Diese

Empfänger von Rente im Sinne des 5 1236 Abs. 2 BVG rechnen

nicht zu den "Versicherten" im Sinne der 55 1236 ff EVO
über Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstel—

lung der Erwerbsfähigkeit, weil das Gesetz sich in diesen
Bestimmungen be50nderer Begriffe bedient, wenn es von
"versicherten" einerseits und von "Empfängern von Rente"

‚oder von "Rentnern" andererseits spricht. Das Gesetz
_trifft in diesen besonderen Vorschriften eine eigene, von

den übrigen Vorschriften des 4. Buches der EVO unabhängige

und nur für Rehabilitationsmaßnahmen geltende Unterschei-

dung der Begriffe "Versicherter", "Rentner" und "Empfänger

von Rente" im Sinne des 5 1236 Abs. 2 EVO.

Der Wortlaut des 5 1241 Abs. 2 Satz 2 BVD trägt allerdings

nicht der sonst in den 55 1236 ff RVO vorgesehenen Unter-
scheidung von Versicherten und Rentnern in vollem Umfang

jRechnung. In seinem ersten Teil wird von "Versicherten"

}
und in seinem zweiten Teil von "Betreuten" gesprochen. Das

Wort Betreuter kehrt auch in'5 1241 Abs. 2 Satz 4 RVO wie-

der, obgleich diese Vorschrift sich ausdrücklich nur auf

Satz 2 und 3, also die VerSicherten, bezieht. Der Wortlaut

' der Vorschrift_könnte zur Begründung der Ansicht herange-
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zogen werden, die Worte "Versicherter" und "Betreuter"
‘

u_ würden hier gleichbedeutend gebraucht, so daß die Rege- ff
“I’IURgen-in @ 1241 Abs. 2 Satz 2 bis 4 RVÖauch für Rent-*igliÜ

ner im Sinne des @1244 a RVOund für Rentenempfänger “ll”.

im Sinne des 5 1236 Abs. 2 RVOzu gelten hätten, weil
der Begriff "Betreute" wie in € 1241 Abs. 2 Satz 1 RVG
alle nach @ 1236‘ff RVO Berechtigten umfaßt, also Ver—

}
sicherte und Rentner. Daß dem Wortlaut des 5 1241 Abs. 2

' Satz 2 bis 4 BVG diese Bedeutung indeSsen_nicht zukommt,
'zeigt die getroffene gesetzliche Regelung selbst und

'die Entstehungsgeschichte der 55 1236 ff RVO.; "

Bereits die Wiederholte und ausdrückliche Gegenüberstel—
-

lung der VGPSicherten und der Rentner im I. Teil des' '
Zweiten Abschnitts der BVG über Maßnahmen zur Erhaltung,

Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit so-
wie die in diesen

Vorschriften für Versicherte und Rente
_

ner vorgesehenen unterschiedlichen Regelungen sprechen‘jllÜffi

dafür, daß das Gesetz selbst die Empfänger von Rente 7.3„3g”

nicht zu den Versicherten im Sinne dieser Vorschriften, } '

hat rechnen wollen. Ein einleuchtender Grund für die
__ __

Abgrenzung der Versicherten von den Rehthern wäre sonst jÄQÜ„Ü

nicht ersichtlich. ' ' " \

Das Gesetz stellt nicht nur in 5 1236 Abs. 1 und Abs. 2
_;RVG die Versicherten den Empfängern von Rente gegenüber, n*ff

“sondern auch in 5 1243 Abs. 1 und'Abs. 2 RVG. Spricht "‘

das Gesetz in der zwischen diesen Bestimmungen stehenden

Vorschrift des 5 1241 Abs. 2 Satz 2 RVO von “Versicher—

ten", so tut es dies, wie auch die Entstehungsgeschichte

der Vorschriften zeigt, bewußt und schließt damit die "
Empfänger von Rente von dieser Regelung aus. In dem

durch @ 31 des Tuberkulosehilfegesetzes —THG- mit Wir»

kung vom 1. Oktober 1959 (5 38 Abs. 1 THG) in die avo
.eingefügten @ 1244 a BVD werden VErsicherte und Rentner

ebenfalls ausdrücklich unterschieden, nebeneinander ge—

nannt und gesenderten Regelungen unterworfeni g]; ‘
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"Das Gesetz hat von Jeher bei der Regelung von Rehabili—
tätionsmaßnahmen zwischen Versicherten und Rentnern

unterschieden. Die Vorschrift des 5 1310 RVOaF, die bis
zum Inkrafttreten der NeUregelungsgesetze als damals

‚alleinige‘Rehabilitationsmaßnahme die Einleitung eines
Heilverfahrens vorschrieb, und ebenso @1305 RVO in der
noch älteren Fassung sah vor, daß ein Heilverfahren

u.a. einem Versicherten, aber auch einem zum Bezug von

Invalidehrente Berechtigten gewährt werden konnte. Ebenso

besagten die Richtlinien über das Tuberkuloseversorgung5-

werk der Rentenversicherung vom 5. Juni 1944 (AN 194Ä, “

150), daß zu dem von der Réhtenversicherung
zu betreu—v

‚enden Personenkreis der erkrankte Versicherte gehörte

und daß als Versicherte auch.die Rentenempfänger galten

(II dieser Richtlinien). Vondieser geschichtlichen Ent-
wicklung her findet die Unterscheidung von Versicherten

und Rentnern in den @@1236 ff RVO ihre besondere Begrün-

dung; denn daß auch der Gesetzgeber der Neuregelungs—

gesetze bei den Rehabilitationsvorschriften des neuen

Rechts von dieser geschichtlich bedingten Unterscheidung
der Versicherten und Rentner ausgegangen ist, wird durch

die Entstehungsgeschichte beStätigt.

In der Begründung des Regierungsentwurfs zu
5 1241 RVO

(jetzt % 1236 EVO) - BT—Drucks. 11/2457 s. 67 _ heißt es:,
'Absatz 2 erweitert die in Absatz 1 erteilte Ermächtigung

bezüglich des Persohenkreises. Dieselben Maßnahmen wie

für Versicherte sollen auch für Empfänger von Invaliden—
_rente und für Witwen und Witwer, die wegen Invalidität

die erhöhte Rente nach @ 1272 Abs. 2 beziehen, zulässig

sein ...". Insbesondere ergeben die Gesetzesmaterialien

zu @ 12h1 Abs. 2 Satz 2 RVG (= 5 18 Abs. 2 Satz 2 des

Angestelltenversicherungsgesetzes —AVG-) die Absicht des

Gesetzgebers,daßdie Vorschrift des@12h1Abs.2 Satz2
BVGbewußt nur für das Übergangsgeld der versicherten,
nicht aber für alle Betreuten, also nicht für Rentner gel—

-]_O-
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ten Sollte. Noch in der
dem

Kurzprotokoll der
152.

Sit— ‚152

‚zung des Bundesta gs—Ausschusses für Sozialpolitik
am_ "“ '

19. Dezember 1956 als Anlage béigegebenen Zusammen-
_stellung der Beschlüsse des Ausschusses für Sozialpoli—‘ii

tik in Zweiter Lesung zum
AngeStelltenversicherungs-

gesetz —AVG—"lautet 5 18 AVG (= @ 12ü6 — jetzt 5 12h] -
EVO) in Abs. 2 Satz 2° "Das Übergahgsgeld beträgt min-

destens 50 V.H. und höchstens 80 V.H. des Arbeitsent—

gelts oder Arbeitseinkommens, das im Durchschnitt der ‘

letzten zwölf mit Beiträgen belegten Monate der Bei—„ V

tragsentrichtung'zugrunde'lag." Erst in der 135. Siti

zung am 10. Januar 1957 (Kurzprotokoll S. 5‚ 7) be—

schloß der Ausschuß für Sozialpolitik: "In 5 1246 (ArVNG) —
5 18 (AnVNG) Abs. 2 wird im Interesse der Klarheit in

Satz 2 hinter den Worten "Das Übergangsgeld" eingefügt

"für Versicherte". Dabei wurde offenbar versehentlich
‚unterlassen, in Abs. 2 Satz 2, 2. Alternative sowie in‘

_Satz 4 des % 1241 Abs. 2 EVOdas Wort "Betreuten" durch}

das Wort "Versicherten" zu ersetzen.

Allerdings hatte die besondere Aufführung der Rentner '

neben den versicherten in den früheren Vorschriften der

RVO über Rehabilitationsmaßnahmen seine Berechtigung in
.

dem früher geltenden Recht der BVGa.F.; denn die Rent—C6Ül'

“ner gehörten nicht zu den Vérsi.cherten im Sinne der

RVO a. F. Ein Versichérter, der invalide wurde, schied
„

aus
dem

Kreis der Versicherten aus, Weil jeder Versiche—

rungsfall nach früherem Recht das Vérsicherungsleben
_.„

beendete (Hanow/Lehmann,RVG,4. Buch, 3. Aufl. 5 1226* “2;
Anm. 8; Hanow/Lehmann/Bogs, Rentenversicherung der Arbei»»“;

ter, 5. Aufl. % 1229, Randziff. 2). Das Recht der Neu—
, _

regelnngSß@setze hat demgegenübereine wesentliche ■ndeuu"‘

rung
gebracht. Nunmehr wird das für den Versicherten

ß
äfj

durch wirksame Versicherungsbeiträge begründete Versi—‘tb
cherungsverhältnis nicht mehr durch jeden Versicherungsn ?g_
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fall-beendet; Nach Eintritt der Vérsicherungsfälle der BU
oder der EU läuft das versicherungsverhältnis ohne Bei—

“ tragsleistung weiter, selet wenn aus ihnen eine Rente

"bezogen wird (Hanow/Lehmahn/Bogs a.a.0. @ 1229 Randziff.2).

Die einmal erworbene Eigenschaft als Versicherter kann

nach neuem Recht, das die Anwartschaftserhaltung nicht
mehr kennt, auch nicht mehr verlorengehen; es sei denn,

die Beiträge werden erstattet (Jantz—Zweng, Das neue Recht>

der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten„

_2. Aufl., 5 122? Anm. I).

‘Mögen die Empfänger von Rente wegen BU oder wegen EU unter

dem geltenden Recht in diesem Sinne auch Versicherte sein,

so gehören sie doch nicht zu den "Versicherten" im Sinne

des8.12&1Abs.2 Satz2 RVO.DasGesetzhat bei der Rege-
lung der Rehabilitationsmaßnahmen in $ 1244 a RVO grund—‘

sätzlich alle Rentner der Arbeiterrenténversicherung und

in 5 1236 Abs. 2 RVG diejenigen Versicherten, die aus be—
reits eingetretenen Vérsicherungsfälleh der EU oder EU

Rente beziehen, sowie die Empfänger von Hinterbliebenen-

rente, die wegen BU die erhöhte Rente nach 5 1268 Abs. 2'
Nr. 2 RVO erhalten, in die von der ArbeitérrentenVersiche—

rung zu gewährenden Rehabilitationsmaßnahmen'mit einbezo—

gen, obschon sie bereits Rentner sind. Diese Rentner behan—

delt das Gesetz im Rahmen der Rehabilitationsvorschriften
sungeachtet dessen, ob sie noch zu den VErsicherten im all?

gemeinen Sinne zählen, gesondert und anders als die Ver-

sicherten, bei denen ein Versichérungsfall mit Rentenbezugy

noch nicht eingetreten ist. Das Gesetz stellt sie_den‘

Berechtigten gleich, die früher als Rentner ebenfalls in

den Kreis der Betreuten einbezogen waren, obgleich_sie aus

der Versicherung ausgeschieden waren. Die Unterscheidung

zwischen Versicherten und Rentnern sowie ihre unterschied—

licharechtliche Behandlung bei der Gewährung von Rehabili—

.tationsmaßnahmen ist somit nicht nur von der Sache her,

isondern auch von der geschichtlichen Entwicklung her bedingt,

- 12 —

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


? —f12.—_.

‚an der der Geset2geber, wie die Entstehungsgeschichte der

”_55 1236 ff RVO zeigt, bewußt feStgehalten hat. ‘
»

1üDie Beschlüsse der Organe der
Beklagten

— und damit die ”

Üivom VDRerlassenen Richtlinien —halten sich also in den
11Grenzen der durch 5 1241 Abs. 2 EVO erteilten Ermächti—
' gung, die Höhe des Übergangsgéldes festzusetzen, wenn

__[ sie für Rentner, die nicht rentenversicherungspflichtig
_

Jbeschäftigt sind, die Vorschrift _des @ 1_2ü1 Abs. 2 Satz 2 ;}

RVOnicht angewandt haben. : ., „.‚ .n_„„

In den Beschlüssen der Beklagten ist aber auch von der

Ermächtigung in einer ihrem Zweck entsprechenden Weise
_ _Gebrauch gemacht, wenn das Übergangsgeld für diese Rent- “7 ?

ner in Höhe der Rente festgesetzt ist, obgleich das (_
Gesetz in 5 1241 Abs. 2 Satz 1 EVOvorschreibt,‘ daß die
Höhe des Übergangsgeldes unter Berücksichtigung der Zahl
der von dem Betreuten vor Beginn der Maßnahmen überwie— „„"

gend unterhaltenen'Familienängehörigen festzusetzen ist.

BZwar fallen unter den Begriff "Betreute" im Sinne des_
_ _5 1241Abs. 2 Satz 1 mio _ wie bereits ausgeführt -«

sowohl die Versicherten als auch die Rentner. Die Vor-1
__

schrift gilt deshalb grundsätzlich auch für die Festset—*

zung der Höhe des Übergangsgeldes für Rentner. Das Gesetz

' hat aber selbst unter Berücksichtigung der in @12ü1
_

Abs. 2 RVO gezogenen Grenzen den Organen des Trägers derf

„Rentenversicherung einen weiten Ermessensspielraum für '

_
die Festsetzung der Höhe des Übergangsgeldes eingeräumt,

um der Vielgestaltigkeit der Fälle, in denen Übergangs- fff?€

geld zu gewähren ist, Rechnung tragen zu können. Die ‘ '

gesetzlichen Rahmenvorschriften in @12A1Abs. 2 nvo-für
die Festsetzung der Höhe des Übergangsgeldes lassen "

erkennen, daß das Gesetz nur wenige Grundlinien dafür

vorgezeichnet hat, in welcher Weise die Organe der Ren—_„gf;'

tenversicherungsträger die Höhe des Übergangsgeldes
_

bestimmen sollen. So gilt % 1241 Abs. 2 satz 2 EVO schon 1*‘
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_

“ nur für solche Versicherte, die die dort aufgestellten
Voraussetzungen erfüllen. Für alle übrigen Versicherten

- selbst für diejenigen, die den beSonderen Voraussetzun-

gen des 5 12üä_a Abs. 2 Satz 1 EVO 1. Alternative genügen ;

überläßt es das Gesetz bereits den Organen der Rentenver—
sicherungsträger‚ die Höhe des Übergangsgeldes nach pflicht«

gemäßem Ermessen festzusetzen, und ebenso für die Empfänger

von Hinterbliebenenrente im Sinne des 5 1236
Abs. 2 EVO, ' '

für die Ehegatten und Kinder im Sinne des 5 1244 a Abs. 1
und 2 EVO, für welche den versicherten sowie den Rentnern

bis zur Vollendung des 65._Lebensjahres gemäß @ 12M4 a
Abs; 6 Buchst. 0 BVD Übergangsgeld

zu zahlen ist, und
‚schließlich für die Empfänger von Rente wegen BU oder EU

im Sinne des 5 1236 Abs; 2 EVO sowie für Rentner im Sinne

des @12% a nvo. ’ '

‘ Ist hiernach den Organen des Versicheruhgsträgers ein wei—

ter Ermessensspielraum eingeräumt, so wäre von dem Ermes—

sen nur dann in einer der Ermächtigung nicht entsprechen—

den Weise Gebrauch gemacht, wenn die Festsetzung des Über—

gangsgeldes für nicht rentenversichérungspflichtig beschäf+
tigte und nicht freiwillig Versicherte Rentner in Höhe ihrer

Rente nicht dem Sinn und Zweck sowie dem Ziel des Gesetzes

Rechnung trüge. Die Festsetzung der Höhe des_Übergangsgel-

des für Rentner in Höhe ihrer Rente entspricht aber dem
mit der Zahlung von Übergangsgeld verfolgten Gesetzeszweck,

Mit der Gewährung des Übergangsgeldes soll dem Betreuten.
und seinen Familienangehörigen während der Durchführung

_
der Maßnahmen die bisherige, von seinem Arbeitsentgelt oder

Arbeitseinkommen bestrittehe, wirtschaftliche Lebensführung

weitgehend ermöglicht werden. Die wirtSchaftliche Lage des'

Betreuten soll während der Durchführung der Rehabilitations—
_maßnahmenmöglichst unverändert bleiben, nicht aber soll der

Betreute durch das Übergangsgeld mehr erhalten, als ihm vor

YÜfund nach den Maßnahmen für seine wirtschaftliche Lebensfüh—

— 14
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rung zur Verfügung stand, wie sich aus der Begrenzung des
'Ä‚Übergangsgeldes auf höchstens 80 vom Hundert des Arbeitsf_vV■

}„einkommensin 5 1241 Abs, 2 Satz 2 BVGergibt. Demwürde;rfßr

_
es widersprechen, wenn der Rentner, durch Anwendung die— “2222

ser Vorschrift auch auf ihn, zu einem höheren Übergangs—

geld gelangte als der Betrag seiner Rente_ausmachte.

(Urtf des erkennenden Senats vom 13. Oktober 1967 in

SozRNr. 7 zu @12h1 EVO). Nachder Rahmenvorschrift des * _% 12h1 Abs. 2 Satz 2 EVO ist schon für Versicherte nur Üj*y;ff

das aus einer rentenvérsicherungspflichtigen Erwerbstä—

tigkeit erzielte Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu 3‘P‘
berücksichtigen und dieses auch nur in einer bestimmten . '

.Höhe. Durch die Zahlung des Übergangsgeldes ist daher

eine wirtschaftliche Sicherstellung der Betreuten
nur in

beschränktem Umfang gesetzlich vorgesehen. Sowohl der Ver"

sicherte als auch der Rentner müssen gewisse Nachteile in
‚_

Kauf nehmen (BSG in SozR Nr. 9 zu @ 1241 BVD). Wird dem" 4,5■5

Rentner; der zur Zeit vor Beginn der Rehabilitationsmaß«37gz

nahmen keiner rentenversicherungspflichtigen Beschäfti— ii

gung mehr nachgegangen ist, während der Durchführung von
r_f;

Hehabilitationsmaßnahmen das Übergangsgeld stets in Höhe ji■‚i

seiner Rente gewährt, so wird ihm damit die wirtschaft—.

" Jliche Lebensführung ermöglicht, auf die er sich vor
Beginnder Maßnahmen durch den Bezug der —dan die Stelle """

des Arbeitsentgelts getretenen - Rente eingerichtet hatte‚

Baß der Kläger in dem gegenwärtigen Fall vor Bewilligung‘‚;€fg
der stationären Heilbehandlung Rente insgesamt erst für

etwas über zwei Monate und auch nur als Rente auf Zeit
‚ ’

‚bezogen hat, ändert an der Rechtslage nichts. Da dem 4;*rf;f”

Kläger die für die Höhe des Übergangsgeldes maßgebliche W

Rente wegen BU auf Zeit nur für die Zeit von über einen f?“”“i

Monat gezahlt worden ist, konnte allerdings fraglich sein, ;jA

ob die in den Richtlinien des VDR und folgeweise in den

_Beschlüssen der Organe der Beklagten für die nicht renten«
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-

iversicheften Empfänger von Rente im Sinne des 5 1236 Abs‚2‘.w'*'

- “RVG getroffene Regelung nur für solche Rentner zu gelten '

hat, die Rente auf unbestimmte Zeit beziehen.

' Zu den Empfängern von Rente wegen BU im Sinne des_ä 1236‘

Abs. 2 RVG müssen auch diejenigen_Rehtner gerechnet werden,

die gemäß 5 1276 Abs. 1 RVG eine Rente wegen BU auf Zeit
>'beziehen; denn die Vorschrift des @ 1276 RVG normiert

keine

Renten_eigener Art, die auf einem besonderen Versicherungs—

fall der vorübergehenden BU beruhen, sondern die Vorschrift

trifft nur eine Sonderregelung hinsichtlich des Beginns und

des Wegfalls - bei Renten wegen EU-auf Zeit auch hinsicht—
lich der Umwandlung —der nach den Vorschriften der 55 1246,
1247 RVG einheitlich vorgesehenen Renten wegen BU oder wegen

EU (BSG in SozR Nr. 2 u. 3 zu 5 1276 RVG; Urt. des erken—

nenden Senats vom 30. Sept. 1965 — 12/3 RJ 356/60 -). Wird

dem Rentner somit eine Rente wegen BU auf Zeit gewährt, so

ist er Empfänger einer Rente wegen BU (@ 1246 RVG) im Sinne_

des @ 1256 Abs. 2 RVG, und die für diesen Rentner nach den

Beschlüssen der Organe der Beklagten und den Richtlinien

*des VDR vorgesehenen Bestimmungen gelten auch für ihn.

Dennoch darf nicht_unbeachtet bleiben, daß der Empfänger
einer Rente wegen EU auf Zeit gegenüber dem Empfänger einer

'Rente wegen EU auf unbestimmte Zeit eine anders geartete

Rechtsstellung hat. Für ihn fällt die Rente zu dem festge-
setzten"Zeitpuhkt ohne weiteres weg, d.h‚ ohne daß es der

Voraussetzungen für die Entziehung der Rente.im Sinne des

5 1286 Abs. 1 Satz 1 RVG und ohne daß es eines besonderen

Entziéhungsbéscheides bedarf; ihm steht auch nicht der
ISchutz des @ 1286 Abs. 2 RVG zu. Zudem wird mit der Rente

auf Zeit insofern derselbe Gesetzeszweck verfolgt wie mit

den Rehabilitationsmaßnahmen, als der Wiedereingliederung

des Versicherten in das Erwerbsleben der Vorrang vor der

Rentengewährung eingeräumt ist. Wie mit der Zeitrente ver—
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hindert werden soll, daß sich der Berechtigte an ein

"Rentendenken" gewöhnt, und deutlich gemacht werden
soll, daß er noch nicht zum Kreis der eigentlichen Rent—

ner gehört (amtl. Begründung zu @ 1260 RVO des Reg—

Entwurfs BT—Drucks. II/2äj7), so soll auch mit den Reha-

bilitationsmaßnahmen einem "Hentendenken" entgegengewirkt
und erreicht werden, den Gesundungswillen des Versicher—

ten und seine Bereitschaft, zur Wiedergewinnung der vol—

len Erwerbsfähigkeit seine eigenen Kräfte einzusetzen,

zu erhalten. Versicherte, für die Rehabilitationsmaßnah—

men in Betracht kommen und denen solche zugedacht sind,

sollen also nicht erst zu Rentnern gemacht werden, wenn

ihnen bei Erfolg der Maßnahmen die Rente wieder entzo—

gen werden müßte (BSG 17, 238, 2ü0; 21, 260, 261). Zeit-

rente und das während der Rehabilitationsmaßnahmen vor—

gesehene Übergangsgeld haben in gleicher Weise nur die

Aufgabe, durch ihre zeitlich begrenzte Gewährung die zur

Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit

erforderliche Zeit wirtschaftlich zu überbrücken.

Der Grundsatz der Vorrangigkeit von Rehabilitationsmaß—

nahmen vor Rentenleistungen gilt indessen nicht nur im

Verhältnis zu den Renten auf unbestimmte Zeit, sondern

auch im Verhältnis zu den Renten auf Zeit im Sinne des

5 1276 RVO. Deshalb muß der Versieherungsträger auch vor

Gewährung einer Rente auf zeit prüfen und sich darüber

sehlüssig werden, ob Rehabilitationsmaßnahmen zur Besse—

rung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit ange-

zeigt und als vorrangige Maßnahmen vor der Rente auf

Zeit zu gewähren sind. Gewährt der Versieherungsträger

eine Rente wegen BU oder EU auf Zeit nur für eine kurze

Dauer und bewilligt er während des Bezuges einer solchen

Rente Rehabilitationsmaßnahmen mit dem Recht auf Zahlung

von Übergangsgeld, so sind Fälle denkbar, in denen es

mit dem Grundsatz von Treu und Glauben nicht zu verein—

- 17 _
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baren wäre, daß sich der Versicherungsträger—für die Fest—

setzung des Übergangsgeldes darauf beruft, dem während des

- kurzfristigen - Rentenbezuges nicht rentenversicherungs-

pflichtig beschäftigten Rentner sei gemäß den Richtlinien

des VDR das Übergangsgeld in Höhe der Rente auf Zeit fest-
zusctzen, nicht aber nach dem letzten Arbeitsentgelt gemäß

% 12H1-Abs. 2 Satz 2 RVG zu berechnen; denn wenn in einem

solchen Fall für den Versicherungsträger voraussehbar das

Übergangsgeld in-Höhe der Rente auf Zeit und ein nach dem

letzten Arbeitsentgelt gemäß @ l2ül Abs. 2 Satz 2 RVO

berechnetes Übergangsgeld in einem krassen Mißverhältnis

zueinander stehen, kann sich das Vorgehen des Versiche—

rungsträgers und die Verweisung des Betreuten auf das

Übergangsgeld in Höhe seiner Rente auf Zeit wegen grober

Unbilligkeit für den Betreuten als unzulässig darstellen,

zumal wenn Gründe dafür vorliegen, daß der Versicherungs-

träger vor Bewilligung der Rente auf Zeit nicht mit der

erforderlichen Umsicht geprüft hat, ob Rehabilitations—

maßnahmen zu gewähren sind, und wenn er bei Festsetzung

* der Rente auf Zeit die Notwendigkeit einer alsbaldigen

Durchführung von Rehabilitationsmaßnahmen hätte voraus—

schen müssen. Selbst wenn der Betreute den Antrag auf

Rente wegen EU oder wegen BU ausdrücklich gestellt hat

und auf seinem Begehren der Zahlung von Rente beharrt,

gilt nichts anderes, weil die Durchführung von Rehabili-

tationsmaßnahmen stets den Vorrang vor der Rentengewährung

hat. Jedoch haben die Rentenversichérungsträger, wenn der

Rentenantrag gestellt, der Rentenbewerber erwerbsunfähig

oder berufsunfähig ist und die übrigen gesetzlichen Voraus-

setzungen für die Gewährung von Rente wegen BU oder wegen

EU erfüllt sind, die Rente kraft Gesetzes zu bewilligen,

und zwar auch die Rente wegen BU auf Zeit, wenn die für sie

in $ 1276 Abs. 1 BVG aufgestellten gesetzlichen Merkmale

erfüllt sind und Rehabilitationsmaßnahmen zur Zeit der Ent—

scheidung über den Rentenantrag im Hinblick auf die Verhält—

nisse des Einzelfalles nicht in Betracht kommen. Ist die
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Rente wegen BU auf Zeit aber dem Gesetz entsprechend vor Be—

ginn der Rehabilitationsmaßnahmen bewilligt und wird sie als

Rente auf Zeit bezogen, so ist der Betreute zur Zeit vor Be—

ginn der Maßnahmen Empfänger einer Rente im Sinne des @ 1236

Abs. 2 RVO und nicht mehr Versicherter im Sinne des @ 12A1

Abs. 2 Satz 2 RVO, so daß für ihn im Rahmen der Rehabilita_

tionsvorschriften die für Rentner geltenden Grundsätze anzu-

wenden sind. Der vorliegende Fall bietet keinen Anhalt dafür,

daß die Beklagte bereits zur Zeit der Bewilligung der Rente

wegen EU auf Zeit und der Rente wegen BU auf Zeit durch die

Bescheide vom
27. November 1962 Rehabilitationsmaßnahmen hätte

in Betracht ziehen müssen und daß für sie insbesondere die

Notwendigkeit der Gewährung der stationären Heilbehandlung in

der Zeit vom l8. Februar 1963 bis zum—18. März 1963 vorausseh—
bar gewesen wäre.

Die Beklagte hat daher in dem angefochtenen Bescheid das Über—

gangsgeld des Klägers für die Zeit seiner stationären Heilbe—

handlung zu Recht nach den Beschlüssen ihrer Organe und den

Richtlinien des VDR in Höhe der Rente wegen BU auf Zeit fest»

gestellt, so daß der Anspruch des Klägers auf Gewährung eines

höheren Übergangsgeldes nicht begründet ist. Die Revision des

Klägers muß deshalb als unbegründet zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichus—

gesetzes.
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